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I. Teil I Kurzfassung 

I.1 Aufgabenstellung 
Im Projekt ProRotation bestand die allgemeine Aufgabenstellung darin, einen praxistauglichen Ansatz 
für eine beanspruchungsgerechte, partizipative und selbstorganisierte Rotationsplanung in Produktion 
und Logistik zu entwickeln und unter realen betrieblichen Bedingungen zu erproben. Ausgangspunkt 
war die Beobachtung, dass klassische Formen der Arbeitsorganisation auf dem Shop Floor häufig durch 
monotone, einseitig belastende und wenig flexible Tätigkeitszuschnitte geprägt sind. Gerade vor dem 
Hintergrund des demografischen Wandels, des Fachkräftemangels und steigender Anforderungen an 
Anpassungsfähigkeit und Resilienz sollten deshalb neue Formen der Arbeitsorganisation erschlossen 
werden, die Überbeanspruchungen reduzieren, die Qualifikationsentwicklung der Beschäftigten fördern 
und zugleich die betriebliche Leistungsfähigkeit sichern. ProRotation verfolgte hierzu das Ziel, digitale 
Assistenzsysteme, beanspruchungsbezogene Informationen und partizipative Planungsansätze so 
zusammenzuführen, dass Arbeitsplatzwechsel bedarfsgerecht, nachvollziehbar und 
gesundheitsförderlich gestaltet werden können. 

Aus dieser Gesamtaufgabe leitete sich die konkrete Aufgabe der Kanzlei Krüger ab. Da die im Projekt 
entwickelten Ansätze auf der Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener sowie 
potenziell sensibler beschäftigtenbezogener Daten beruhten, war ein tragfähiger rechtlicher und 
datenschutzkonformer Rahmen unverzichtbar. Die Aufgabe der Kanzlei Krüger bestand daher darin, die 
rechtlichen Voraussetzungen für die Durchführung des Projekts und für eine spätere betriebliche 
Einführung der entwickelten Lösungen zu analysieren und in anwendbare Gestaltungsanforderungen 
zu übersetzen. Dazu gehörte insbesondere die Prüfung datenschutzrechtlicher Grundlagen, die 
Entwicklung von Anforderungen an Datenminimierung, Zweckbindung, Transparenz, Löschung und 
Zugriffskonzepte sowie die Begleitung der technischen und organisatorischen Ausgestaltung unter dem 
Leitbild von Privacy by Design und Privacy by Default. Darüber hinaus sollte sichergestellt werden, dass 
die Projektergebnisse nicht nur wissenschaftlich und technisch tragfähig, sondern auch rechtssicher, 
akzeptanzfördernd und auf kleine und mittlere Unternehmen übertragbar ausgestaltet werden. Die 
Kanzlei Krüger übernahm damit die Aufgabe, die Brücke zwischen arbeitswissenschaftlicher Innovation, 
digitaler Systemgestaltung und rechtlicher Umsetzbarkeit zu schlagen. 

I.2 Wissenschaftlicher und technischer Stand zu Beginn des Vorhabens 
Zu Beginn des Vorhabens lag in der Arbeitswissenschaft ein etablierter Stand zu den Grundlagen der 
Arbeitsgestaltung, der Personaleinsatzplanung sowie zu den Methoden Job Rotation, Job Enlargement 
und Job Enrichment vor. Arbeitssysteme wurden als sozio-technische Systeme verstanden, in denen 
Menschen, Technik und Organisation in enger Wechselwirkung zusammenwirken. Bekannt war zudem, 
dass monotone, kurzzyklische und einseitig belastende Tätigkeiten in Produktion und Logistik langfristig 
zu physischen und psychischen Beanspruchungen, Motivationsverlust, Fehleranfälligkeit und 
Dequalifizierung führen können. Ebenso war aus Forschung und Praxis bekannt, dass Arbeitswechsel 
grundsätzlich geeignet sind, Belastungen zu reduzieren, Qualifikationen breiter nutzbar zu machen und 
die Flexibilität des Personaleinsatzes zu erhöhen. In größeren industriellen Kontexten, insbesondere in 
der Automobilindustrie, existierten bereits rotationsbasierte Modelle, die jedoch überwiegend zentral 
geplant, statisch organisiert und auf feste Takte sowie vorgegebene Wechselabfolgen ausgerichtet 
waren. 

Gleichzeitig zeigte sich zum Vorhabensbeginn eine deutliche Lücke im Stand der Technik und 
Wissenschaft. Es fehlten praxistaugliche Ansätze für kleine und mittlere Unternehmen, die eine 
kurzfristige, beanspruchungsgerechte und partizipative Rotationsplanung unter den Bedingungen 
begrenzter personeller und organisatorischer Ressourcen ermöglichen. Vorhandene Modelle 
berücksichtigten individuelle Beanspruchungslagen, situative Veränderungen und die aktive Einbindung 
der Beschäftigten in die Planung nur unzureichend. Hinzu kam, dass mit der Nutzung digitaler 
Assistenzsysteme, Wearables und datenbasierter Planungslogiken neue technische Möglichkeiten 
entstanden waren, deren arbeitswissenschaftliche, organisatorische und datenschutzrechtliche 
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Integration jedoch noch nicht hinreichend ausgearbeitet war. Die im Projekt bearbeitete Lücke bestand 
daher in der Entwicklung eines integrierten Ansatzes, der arbeitswissenschaftliche Erkenntnisse, 
digitale Unterstützungssysteme, betriebliche Umsetzbarkeit und datenschutzgerechte Gestaltung zu 
einer selbstorganisierten, belastungsreduzierenden Rotationsplanung für den Shop Floor in Produktion 
und Logistik zusammenführt. 

I.3 Wesentliche Ergebnisse im Überblick  
Im Projekt ProRotation wurde ein praxistauglicher Ansatz für eine beanspruchungsgerechte, 
partizipative und digital unterstützte Rotationsplanung in Produktion und Logistik entwickelt und in 
betrieblichen Anwendungskontexten erprobt. Ziel war es, monotone und einseitig belastende 
Tätigkeitsverläufe auf dem Shop Floor zu reduzieren, die Flexibilität des Personaleinsatzes zu erhöhen 
und zugleich die Gesundheit, Motivation und Qualifikationsentwicklung der Beschäftigten zu fördern. 
Das Vorhaben konnte zeigen, dass eine selbstorganisierte und beanspruchungsorientierte Job Rotation 
grundsätzlich geeignet ist, arbeitsorganisatorische und ergonomische Zielsetzungen mit den 
Anforderungen kleiner und mittlerer Unternehmen zu verbinden. 

Ein wesentliches Ergebnis des Projekts bestand in der Entwicklung eines integrierten sozio-technischen 
Lösungsansatzes, der arbeitswissenschaftliche Erkenntnisse, digitale Assistenzsysteme und 
partizipative Planungsprozesse miteinander verknüpft. Dabei wurde deutlich, dass digitale 
Technologien, einschließlich mobiler Assistenzsysteme und sensorbasierter Datenerfassung, neue 
Möglichkeiten eröffnen, Beanspruchungen sichtbar zu machen und Arbeitsplatzwechsel bedarfsgerecht 
zu unterstützen. Zugleich zeigte das Projekt, dass die praktische Nutzbarkeit solcher Ansätze 
entscheidend davon abhängt, dass sie an die realen personellen, organisatorischen und wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen von KMU angepasst sind. 

Ein weiterer zentraler Projektertrag liegt in der systematischen Verbindung von 
arbeitswissenschaftlicher Gestaltung und Datenschutz. Für die datenschutzrechtliche Begleitung 
wurden rechtliche, technische und organisatorische Anforderungen für die datenschutzkonforme 
Einführung digitaler Job Rotation konkretisiert. Dazu gehörten insbesondere Vorgaben zu 
Datenminimierung, Zweckbindung, Transparenz, Rollen- und Berechtigungskonzepten, 
Pseudonymisierung, Löschkonzepten sowie zur Wahrung der Betroffenenrechte. Im Projekt wurde 
herausgearbeitet, dass Datenschutz nicht nur als rechtliche Pflicht, sondern als zentrale Voraussetzung 
für Akzeptanz, Vertrauen und nachhaltige Umsetzbarkeit verstanden werden muss. 

Als wesentliches Ergebnis des Teilvorhabens der Kanzlei Krüger liegt zudem ein praxistauglicher 
Datenschutzrahmen für digitale Job-Rotation vor. Dieser umfasst rechtliche Bewertungen, 
Anforderungen an technische und organisatorische Maßnahmen, Vorlagen und 
Dokumentationsbausteine sowie ein Whitepaper als praxisorientierten Leitfaden für Unternehmen. 
Damit wurden die Voraussetzungen geschaffen, die im Projekt entwickelten Lösungen nicht nur im 
Forschungskontext, sondern auch in der späteren betrieblichen Anwendung rechtssicher und 
nachvollziehbar umzusetzen. 

Insgesamt hat ProRotation gezeigt, dass beanspruchungsgerechte, digital unterstützte und partizipativ 
gestaltete Rotationsplanung einen tragfähigen Beitrag zur Weiterentwicklung innovativer Arbeitswelten 
im Mittelstand leisten kann. Die Projektergebnisse sind sowohl wissenschaftlich anschlussfähig als auch 
wirtschaftlich verwertbar und bieten insbesondere für KMU sowie für Beratungs- und 
Umsetzungspartner eine belastbare Grundlage für weitere Anwendungen und Transferaktivitäten. 
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II. Teil II Eingehende Darstellung 

II.1 Motivation und Aufgabenstellung 
Industrielle Wertschöpfungssysteme stehen heute unter dem Einfluss wachsender Dynamik, 
Unsicherheit und Komplexität. Trotz weitreichender Fortschritte in Mechanisierung, Automatisierung 
und Digitalisierung bleibt der Mensch ein zentraler Erfolgsfaktor: Mit seinen analytischen, kreativen, 
kommunikativen und kooperativen Fähigkeiten sichert er die notwendige Flexibilität und 
Wandlungsfähigkeit von Produktions- und Logistiksystemen. Beschäftigte prägen damit nicht nur die 
operative Leistungsfähigkeit, sondern auch die Qualität der Beziehungen zu Kunden, Lieferanten und 
weiteren Partnern. 

Gleichzeitig verschärft der demografische Wandel die Herausforderungen für Unternehmen erheblich. 
Sinkende Bewerberzahlen, Fachkräftemangel und alternde Belegschaften treffen auf steigende 
Anforderungen durch volatile Märkte, Kosten- und Termindruck sowie zunehmende Flexibilitätsbedarfe. 
Viele Arbeitsplätze in Produktion und Logistik sind jedoch weiterhin nicht menschengerecht gestaltet. 
Hohe körperliche Belastungen, monotone Wiederholungstätigkeiten, geringe Handlungsspielräume und 
ständiger Zeitdruck führen zu physischen und psychischen Beanspruchungen. Die Folge sind 
Verschleißerscheinungen, sinkende Motivation, abnehmende Lern- und Entwicklungsfähigkeit sowie 
langfristig eine geringere Attraktivität industrieller Arbeit. 

Besonders problematisch ist, dass klassische Formen der Arbeitsorganisation in Produktion und 
Logistik häufig auf tayloristischen und fordistischen Prinzipien beruhen. Die Trennung von planenden, 
ausführenden und prüfenden Tätigkeiten sowie der Einsatz auf wenige, hoch spezialisierte Arbeitsplätze 
fördern kurzzyklische, repetitive Routinen. Diese steigern zwar kurzfristig die Ausbringung, führen aber 
zugleich zu einseitigen Belastungen, nachlassender Aufmerksamkeit, steigender Fehleranfälligkeit und 
wachsendem psychosozialem Druck. Beschäftigte verlieren zunehmend den Bezug zum 
Gesamtsystem, ihre Tätigkeit wird als wenig sinnhaft erlebt, und ihre Einsatzfähigkeit außerhalb des 
gewohnten Arbeitsplatzes nimmt ab. 

Unter den Bedingungen des sozio-demografischen Wandels treten diese Effekte besonders deutlich 
hervor. Langfristige körperliche und psychische Belastungen sowie Dequalifizierung erschweren einen 
flexiblen Personaleinsatz und beeinträchtigen die Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen. Gerade 
mittelständische Unternehmen können diese Defizite immer weniger durch Neueinstellungen 
kompensieren. Deshalb reicht es nicht mehr aus, einzelne Arbeitsplätze ergonomisch zu verbessern. 
Vielmehr muss die Arbeitsorganisation insgesamt so weiterentwickelt werden, dass Fähigkeiten 
erhalten, Belastungen präventiv reduziert und Lern- sowie Entwicklungsmöglichkeiten systematisch 
gefördert werden. 

Hier setzt das Forschungsvorhaben proRotation an. Ziel des Projekts ist die Entwicklung und Erprobung 
einer partizipativen Methode zur selbstorganisierten Planung von Arbeitswechseln auf dem Shop Floor 
in Produktion und Logistik. Grundlage dafür ist die Berücksichtigung der aktuellen 
Beanspruchungssituation der Mitarbeitenden. Anders als klassische Ansätze wie Job Rotation, Job 
Enlargement oder Job Enrichment, die in der Praxis häufig mit erheblichem Planungsaufwand 
verbunden sind, verfolgt proRotation eine für kleine und mittlere Unternehmen geeignete Methodik. Sie 
soll mit begrenzten personellen und organisatorischen Ressourcen umsetzbar sein und zugleich 
kurzfristige, arbeitswissenschaftlich sinnvolle Rotationsentscheidungen ermöglichen. 

Im Mittelpunkt stehen manuell bediente Arbeitsplätze in Produktion und Intralogistik, etwa in 
Wareneingang, Lagerung, Kommissionierung, Verpackung, Versand, Montage, Fertigung und 
Qualitätssicherung. Die besondere Herausforderung besteht darin, die Anforderungen an Produktivität, 
Lieferfähigkeit, Zuverlässigkeit und Flexibilität mit den Bedürfnissen der Beschäftigten nach Gesundheit, 
Sicherheit, Sinnhaftigkeit und Lernförderlichkeit in Einklang zu bringen. proRotation entwickelt hierfür 
einen Ansatz, der Belastungen reduziert, Qualifikationen breiter nutzbar macht und die Beschäftigten 
aktiv in die Gestaltung ihrer Arbeit einbindet. 
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Für die Kanzlei Krüger ergab sich daraus eine konkrete Motivation und Aufgabenstellung im Bereich 
Datenschutz und Recht: Die in proRotation vorgesehene Erfassung, Auswertung und Nutzung von 
mitarbeiterbezogenen Informationen zur Beanspruchung, Qualifikation und Einsatzplanung berührt 
sensible rechtliche Fragen. Um die Praxistauglichkeit des Ansatzes sicherzustellen, musste frühzeitig 
geklärt werden, unter welchen rechtlichen Bedingungen solche Daten erhoben, verarbeitet und in eine 
selbstorganisierte Rotationsplanung eingebunden werden dürfen. Die Kanzlei Krüger hat daher das 
Projekt datenschutzrechtlich begleitet, die einschlägigen rechtlichen Rahmenbedingungen untersucht 
und Anforderungen für eine rechtskonforme Gestaltung der Methode herausgearbeitet. Dazu gehörten 
insbesondere Fragen der Zulässigkeit der Datenverarbeitung, der Zweckbindung, Datenminimierung, 
Transparenz sowie der organisatorischen und technischen Ausgestaltung eines datenschutzgerechten 
Einsatzes im betrieblichen Umfeld. Damit leistete die Kanzlei einen wesentlichen Beitrag dazu, dass die 
in proRotation entwickelten Lösungen nicht nur arbeitswissenschaftlich sinnvoll, sondern auch 
rechtssicher in Unternehmen eingeführt werden können. 

II.2 Wissenschaftlicher und technischer Stand zu Beginn des Vorhabens 
Zum Vorhabensbeginn rückte die Arbeitswissenschaft den arbeitenden Menschen als zentralen 
Forschungs- und Gestaltungsgegenstand in den Mittelpunkt ihrer Betrachtung. Als interdisziplinäre und 
anwendungsbezogene Wissenschaft befasste sie sich mit der systematischen Entwicklung und 
Erprobung von Vorgehensweisen, Modellen und Methoden zur ganzheitlichen Analyse, Entwicklung, 
Realisierung, Nutzung und Bewertung von Arbeitssystemen in Wertschöpfungssystemen. Trotz 
fortgeschrittener Automatisierung und Digitalisierung nahmen Menschen mit ihren analytischen, 
operativen, kognitiven und kommunikativen Fähigkeiten weiterhin eine Schlüsselfunktion als 
unverzichtbare Leistungsträger in industriellen Wertschöpfungssystemen ein. Das zielgerichtete 
Zusammenspiel von Mensch, Technik und Organisation bildete damit bereits zu Projektbeginn die 
grundlegende Bezugsfolie arbeitswissenschaftlicher Analyse und Gestaltung. 

Arbeitssysteme stellten in Wertschöpfungsnetzwerken die Verfügbarkeit von Gütern, Dienstleistungen 
und Ereignissen in der richtigen Gestalt und Funktion, in der richtigen Menge und Zusammensetzung, 
in der geforderten Qualität, am richtigen Ort, zur richtigen Zeit sowie bei möglichst geringem 
Ressourceneinsatz sicher. Zu diesem Zweck fand in Arbeitssystemen eine zielgerichtete 
Zusammenarbeit zwischen Menschen, Objekten und Maschinen unter Nutzung von Informationen, 
Methoden und Werkzeugen statt. Arbeitssysteme wurden als sozio-technische Systeme verstanden, in 
denen Menschen zur Erstellung eines Wertschöpfungsartefakts mit Maschinen interagierten, um 
Arbeitsobjekte, Grunddaten und Planungsdaten in Produkte, Rückmeldungen und gegebenenfalls 
Abfälle zu transformieren. In modernen industriellen Kontexten wurden Aufgaben systematisch auf 
verschiedene spezialisierte Arbeitssysteme verteilt. Arbeitssysteme konnten deshalb selbst wiederum 
aus Systemen von Arbeitssystemen bestehen. Wertschöpfungssysteme ließen sich folglich als 
Heterarchien von Arbeitssystemen beschreiben, deren Ebenen von Arbeitsplätzen über Arbeitsgruppen 
und Abteilungen bis hin zu Unternehmen reichten. 

Bereits zum Vorhabensbeginn galt der sozio-technische Ansatz als wesentliche Grundlage für die 
Analyse und Gestaltung von Wertschöpfungssystemen. Sozio-technische Systeme beschrieben die 
Interdependenzen zwischen personellen, technologischen und organisatorischen Teilsystemen sowie 
deren zielgerichtetes Zusammenspiel. Im Rahmen dieses Verständnisses wurde ein 
Wertschöpfungssystem als Einheit aufgefasst, die aus miteinander interagierenden technologischen, 
organisatorischen und personellen Teilsystemen bestand. Das technologische Teilsystem begrenzte 
durch seine Fähigkeiten und Restriktionen die personellen und organisatorischen 
Gestaltungsmöglichkeiten, während zugleich personelle und organisatorische Voraussetzungen auf die 
Ausgestaltung des technologischen Teilsystems zurückwirkten. Der sozio-technische Analyse- und 
Gestaltungsansatz ermöglichte damit eine integrative Betrachtung des Zusammenspiels von Mensch, 
Technik und Organisation. 

Das personelle Teilsystem wird durch die Beschäftigten des Wertschöpfungssystems gebildet, die ihre 
analytischen, kognitiven, operativen und kommunikativen Fähigkeiten zur Bewältigung betrieblicher 
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Aufgaben einbringen. Grundlage ihres Handelns waren und sind organisationale Vorgaben sowie die 
Interaktion mit den technischen Komponenten des Systems. Das technologische Teilsystem wurde in 
zunehmendem Maße durch cyber-physische Wertschöpfungssysteme geprägt. Darunter wurden 
Systeme verstanden, in denen informations-, kommunikations- und softwaretechnische Komponenten 
mit mechanischen und elektronischen Komponenten verschmolzen waren. In solchen Systemen 
erfolgten Datentransfer, Datenaustausch sowie Steuerungs- und Kontrollprozesse in Echtzeit über 
digitale Infrastrukturen. Zugleich wurden Wertschöpfungssysteme als Netzwerke in Netzwerken 
beschrieben. Auf Unternehmensebene wurde der Lebenszyklus von Wertschöpfungsartefakten als 
Netzwerk miteinander interagierender Unternehmen verstanden, während auf Ebene von 
Arbeitsgruppen, Abteilungen und Arbeitsplätzen das konkrete Zusammenwirken innerbetrieblicher 
Einheiten betrachtet wurde. 

Innerhalb der Arbeitswissenschaft befasste sich die Arbeitsgestaltung zum Vorhabensbeginn mit der 
systematischen Entwicklung, Realisierung und Bewertung technischer, organisatorischer und 
ergonomischer Maßnahmen. Dies betraf die Gestaltung einzelner Arbeitsplätze und ihrer unmittelbaren 
Umgebung, die Gestaltung von Abläufen am Arbeitsplatz, die Zusammenarbeit zwischen Arbeitsplätzen 
in Arbeitsgruppen, die Zusammenarbeit von Arbeitsgruppen innerhalb eines Unternehmens sowie die 
Zusammenarbeit zwischen Unternehmen in Wertschöpfungsnetzwerken. Grundlage dieser Gestaltung 
war die Aufteilung von Arbeitsaufgaben auf Unternehmen, Arbeitsgruppen und Arbeitsplätze sowie die 
Verteilung der zugewiesenen Aufgaben auf Menschen und Maschinen. Die Arbeitsorganisation plante, 
steuerte, überwachte und kontrollierte hierbei den Fluss von Aufträgen, Informationen, Materialien und 
Personen. 

Im Bereich der Personaleinsatzplanung lag zum Vorhabensbeginn ein etablierter Wissensstand zur 
systematischen Zuordnung von Mitarbeitenden zu Arbeitsplätzen vor. Grundlage dieser Zuordnung 
bildeten die an einem Arbeitsplatz zu erfüllenden Aufgaben sowie die von den Mitarbeitenden 
bereitgestellten Kompetenzen. Ziel der Personaleinsatzplanung war die Bereitstellung geeigneten 
Personals zur Bewältigung der anstehenden Auftragslast. In tayloristisch und fordistisch geprägten 
Organisationsmodellen erfolgte diese Zuordnung allerdings weitgehend statisch. Ein Wechsel zwischen 
Arbeitssystemen war dort im Regelfall nicht vorgesehen. Die Beschäftigten entwickelten an ihrem 
Arbeitsplatz zwar leistungssteigernde Routinen, gleichzeitig führte die dauerhafte Wiederholung 
gleicher Tätigkeiten jedoch zu einseitigen Beanspruchungen, einer Reduktion der Aufmerksamkeit und 
in der Folge zu einer erhöhten Fehleranfälligkeit. Die strikte Arbeitsteilung und die Monotonie der 
Tätigkeit trugen zudem zu Motivationsverlusten und zu einem schwindenden Erleben von Sinnhaftigkeit 
bei. 

Zur Überwindung derartiger Wirkungen monotoner, kurzzyklischer und sich wiederholender Tätigkeiten 
standen in der Arbeitsorganisation seit Jahrzehnten die etablierten Gestaltungsansätze Job Rotation, 
Job Enlargement und Job Enrichment zur Verfügung. Bei der Job Rotation wurden Mitarbeitende 
planmäßig zwischen verschiedenen Arbeitsplätzen mit gleichem Anforderungs- und 
Qualifikationsniveau versetzt. In der Regel war dafür keine zusätzliche Qualifizierung erforderlich, 
zugleich trug diese Form des Arbeitswechsels zum Erhalt vorhandener Qualifikationen und zu einem 
besseren Verständnis des Gesamtprozesses bei. Beim Job Enlargement wurde das Tätigkeitsfeld um 
zusätzliche Aufgaben auf gleichem Qualifikationsniveau erweitert, wodurch die Tätigkeitsvielfalt 
zunahm. Beim Job Enrichment wurden den Mitarbeitenden Tätigkeiten mit höherem oder verändertem 
Qualifikationsniveau übertragen, was in der Regel zusätzliche Qualifizierung voraussetzte und häufig 
mit einer stärkeren Identifikation mit Produkt und Unternehmen verbunden war. Diese Ansätze galten 
arbeitswissenschaftlich als bewährte und grundsätzlich akzeptierte Methoden der 
Arbeitssystemgestaltung. 

Gleichzeitig war aus Forschung und Praxis bekannt, dass die erfolgreiche Einführung dieser 
Maßnahmen an spezifische Voraussetzungen gebunden war. Erforderlich waren insbesondere aktuelle 
und akzeptierte Anforderungs- und Qualifikationsprofile, belastbare Informationen über Auslastungen 
und Beanspruchungen, die Beteiligung der Mitarbeitenden sowie das Commitment der Führungskräfte. 
Zudem durfte eine Arbeitsausweitung oder Arbeitserweiterung nicht zu Arbeitsverdichtung und 
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Überlastung führen. Arbeitswechsel mussten systematisch geplant und nachvollziehbar umgesetzt 
werden, um Gleichbehandlung und Akzeptanz sicherzustellen. Darüber hinaus berührten 
Arbeitsausweitung und Arbeitserweiterung regelmäßig auch Fragen der Entlohnung und der tariflichen 
oder betrieblichen Eingruppierung. 

In den Jahrzehnten vor Projektbeginn waren zahlreiche Forschungsvorhaben zur Entwicklung und 
Etablierung von Job Rotation, Job Enlargement und Job Enrichment durchgeführt worden. 
Insbesondere in der Automobilindustrie wurde Job Rotation im größeren Maßstab praktiziert. In 
Fließmontagesystemen mit hohen Belastungen erfolgten Arbeitsplatzwechsel teilweise bereits 
innerhalb einer Schicht. Die entsprechenden Rotationspläne wurden im Rahmen der Schicht- und 
Personaleinsatzplanung auf Basis vorab ermittelter Belastungen, teilweise unter Einbeziehung 
simulationsgestützter Verfahren, erstellt. Charakteristisch für diese Ansätze war jedoch, dass die 
Arbeitsplatzwechsel in festen zeitlichen Takten und in vorgegebenen Reihenfolgen stattfanden. Eine 
Beteiligung der Mitarbeitenden an der Personaleinsatzplanung war in der industriellen Praxis nur in 
geringem Maße vorgesehen. Ebenso wenig wurden individuelle Bedürfnisse, subjektive 
Beanspruchungslagen oder situative Veränderungen systematisch berücksichtigt. 

Vor diesem Hintergrund bestand zum Vorhabensbeginn die zentrale Forschungsherausforderung darin, 
einen arbeitswissenschaftlich tragfähigen und zugleich betrieblich umsetzbaren Ansatz für eine 
dynamische, partizipative und beanspruchungsorientierte Personaleinsatz- und Rotationsplanung in 
Produktion und Logistik zu entwickeln. Zwar lagen etablierte Modelle der Arbeitsgestaltung und der 
Personaleinsatzplanung sowie bewährte Konzepte zu Job Rotation, Job Enlargement und Job 
Enrichment vor, diese waren jedoch überwiegend auf statische, top-down geplante und nur begrenzt 
adaptive Einsatzformen ausgerichtet. Es fehlte an methodischen Ansätzen, die kurzfristige 
Veränderungen der Beanspruchung, unterschiedliche individuelle Voraussetzungen der Beschäftigten 
sowie die Erfordernisse kleiner und mittlerer Unternehmen in einer praktikablen, 
selbstorganisationsfähigen Form zusammenführten. 

Eine besondere Forschungslücke zeigte sich dabei an der Schnittstelle von Arbeitswissenschaft, digital 
unterstützter Arbeitsorganisation und Datenschutz. Die im wissenschaftlichen und betrieblichen Diskurs 
vorhandenen arbeitswissenschaftlichen Modelle beschrieben zwar die Bedeutung von Qualifikationen, 
Belastungen, Auslastungen und Arbeitsorganisation, sie lieferten jedoch keine hinreichend konkrete 
Grundlage dafür, wie personenbezogene oder personenbeziehbare Daten von Beschäftigten im Kontext 
einer dynamischen, beanspruchungsorientierten Rotationsplanung datenschutzkonform erhoben, 
verarbeitet, ausgewertet und genutzt werden konnten. Gerade für Ansätze, die auf Informationen über 
individuelle Beanspruchungen, Einsatzhistorien, Qualifikationsprofile oder arbeitsplatzbezogene 
Belastungskonstellationen angewiesen waren, fehlten belastbare Konzepte zur rechtskonformen 
Ausgestaltung. 

Nicht ausreichend geklärt war zum Vorhabensbeginn insbesondere, wie die datenschutzrechtlichen 
Grundsätze der Zweckbindung, Datenminimierung, Transparenz, Erforderlichkeit und Vertraulichkeit in 
arbeitswissenschaftliche Methoden und digitale Planungsprozesse integriert werden konnten, ohne 
deren praktische Anwendbarkeit im Shop-Floor-Kontext zu beeinträchtigen. Ebenso fehlten 
wissenschaftlich fundierte und betrieblich umsetzbare Konzepte für Rollen- und Berechtigungssysteme, 
für die Trennung sensibler von operativ erforderlichen Informationen, für Pseudonymisierung oder 
andere Schutzmechanismen sowie für die datenschutzgerechte Einbindung von Beschäftigten in 
partizipative Planungsprozesse. Damit bestand zum Vorhabensbeginn nicht nur eine methodische 
Lücke in Bezug auf eine selbstorganisierte und beanspruchungsorientierte Rotationsplanung, sondern 
auch eine interdisziplinäre Forschungslücke hinsichtlich der rechtskonformen Gestaltung der hierfür 
erforderlichen Datenverarbeitung. 

II.3 Planung und Ablauf des Vorhabens 
Im Projektzeitraum wurden sämtliche Arbeitspakete gemäß Projektplan parallel bearbeitet. Die 
Arbeitspakete 1-5 wurden dabei in enger Abstimmung der Anwendungspartner gemäß den in den 
jeweiligen Anwendungsfällen auftretenden Bedarfen durchgeführt. Die dabei konkret durchgeführten 
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Arbeiten umfassen einerseits die Begleitung der Anwendungsprojekte als neutraler Mediator sowie als 
Informationsstelle für die Mitarbeitenden – aber auch für die Forschungspartner, damit wichtige 
Fragestellungen zur Aufzeichnung von Daten über wearables, die Speicherung, Annotierung und 
Anonymisierung der Daten sowie die weitere Verwendung von Methoden nachhaltig und so erfolgten, 
dass im Anschluss an das Projekt eine Verstetigung gegeben war. 

Die Arbeiten zur Entwicklung geeigneter IT-Werkzeuge und Algorithmen erfolgen in enger Abstimmung 
von Syslog mit der Kanzlei Krüger in Bezug auf datenschutzrechtliche Aspekte, jedoch federführend 
durch Syslog. 

Im Rahmen des ersten Projektjahrs erfolgte zunächst die Initialisierung der Zusammenarbeit mit allen 
Partnern. Dafür wurden zunächst Workshops bei den Anwendungspartnern gemeinsam mit den 
Forschungspartnern durchgeführt, um die Kanzlei Krüger als Vertrauenspartner im Projekt auch 
gegenüber den Mitarbeitern zu positionieren. Darüber hinaus übernahm der Partner Kanzlei Krüger 
sämtliche Arbeiten zur datenschutzkonformen Dokumentation. 

Zu der beschriebenen Dokumentation erfolgten regelmäßige Meetings und Termine vor Ort bei den 
Projektpartnern, in denen die Fragebögen, Vorgehensweise bei der Datenerhebung und insbesondere 
die Aufklärung der Mitarbeiter im Vordergrund standen. 

Im Rahmen der Arbeiten im Bereich „Arbeitsrecht“ war insbesondere in Q3 und Q4 des ersten 
Projektjahres zentrales Thema die Erarbeitung eines Leitfadens für Betriebsräte gemeinsam mit dem 
Forschungspartner IAO, um die Übertragbarkeit der mit den Anwendungspartnern (ohne Betriebsrat) 
erarbeitete Ergebnisse auf weitere KMU von Anfang an zu gewährleisten und darüber hinaus gezielt 
auch für einen sehr wertvollen Kreis von Multiplikatoren aufzubereiten. 

Dies umfasste zunächst eine Bewertung der gesetzlichen Rahmenbedingungen. Im Anschluss erfolgte 
die Würdigung der Arbeiten im Kontext der entsprechenden Regelungen sowie die Ableitung konkreter 
Handlungsempfehlungen. 

Im zweiten Projektjahr fokussierten die Arbeiten die Durchführung einer Datenschutzfolgeabschätzung 
speziell im Hinblick auf die Verarbeitung sensibler Gesundheitsdaten und der möglichen systematischen 
Bewertung persönlicher Aspekte sowie das Risiko der Beeinträchtigung der Rechte der Mitarbeiter 
durch Profiling und Leistungsüberwachung. 

Diese Arbeiten wurden im dritten Projektjahr fortgeführt und in einen detaillierten Leitfaden zur 
Einführung von Jobrotation in KMU überführt, der in Form eines Tagungsbeitrags sowie als Whitepaper 
anderen interessierten Unternehmen und institutionellen Partnern zur Verfügung gestellt wird. 

II.4 Erzielte Ergebnisse 
Im Rahmen des Verbundvorhabens ProRotation kam dem Datenschutz eine zentrale fachliche und 
praktische Bedeutung zu. Dies ergab sich daraus, dass die Erforschung, Erprobung und perspektivische 
betriebliche Implementierung digital unterstützter Job-Rotation auf die systematische Verarbeitung 
personenbezogener Daten der Beschäftigten angewiesen war. Für die Planung, Steuerung und 
Bewertung rotationsbezogener Prozesse mussten Informationen über Qualifikationen, Einsatzkontexte, 
Belastungssituationen und organisatorische Rahmenbedingungen berücksichtigt werden. Je nach 
technischer Ausgestaltung konnten hierbei neben allgemeinen Personaldaten auch leistungsbezogene, 
verhaltensnahe oder gesundheitsrelevante Daten anfallen, insbesondere dann, wenn körperliche 
Beanspruchungen mit Hilfe sensorbasierter Verfahren oder Wearables erfasst wurden. Damit war von 
Beginn an absehbar, dass die datenschutzrechtliche Ausgestaltung nicht als nachgelagerte 
Compliance-Frage behandelt werden konnte, sondern als konstitutiver Bestandteil der System- und 
Prozessgestaltung verstanden werden musste. Das Teilvorhaben der Kanzlei Krüger zielte deshalb 
darauf, einen belastbaren rechtlichen, technischen und organisatorischen Rahmen zu entwickeln, der 
sowohl die datenschutzkonforme Durchführung des Forschungsprojekts als auch die spätere 
Übertragbarkeit in betriebliche Anwendungsszenarien sicherstellt. 
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Ein wesentliches Ergebnis des Teilvorhabens bestand in der Herausarbeitung, dass Datenschutz im 
Kontext digitaler Job-Rotation nicht lediglich der Risikobegrenzung dient, sondern als Erfolgsfaktor für 
Akzeptanz, Rechtssicherheit und Nachhaltigkeit zu begreifen ist. Die Untersuchungen zeigten, dass ein 
Rotationskonzept, das sensible personenbezogene Daten verarbeitet, ohne ein integriertes 
Datenschutzkonzept erhebliche rechtliche, organisatorische und soziale Risiken erzeugt. Auf rechtlicher 
Ebene drohen bei Verstößen gegen die Datenschutz-Grundverordnung nicht nur formelle 
Beanstandungen, sondern auch erhebliche finanzielle Sanktionen sowie die Unwirksamkeit oder 
Anfechtbarkeit einzelner Verarbeitungsprozesse. Ebenso bedeutsam erwiesen sich jedoch die Folgen 
für die betriebliche Akzeptanz. Gerade in einem Handlungsfeld, in dem Beschäftigte potenziell die Sorge 
entwickeln können, dass digitale Werkzeuge zur Leistungs- oder Verhaltenskontrolle eingesetzt werden, 
ist Vertrauen eine zentrale Implementierungsbedingung. Die datenschutzrechtliche Ausgestaltung 
übernahm daher im Projekt eine doppelte Funktion: Sie diente einerseits der rechtlichen Absicherung 
und andererseits dem Aufbau eines belastbaren Vertrauensrahmens, in dem die teilnehmenden 
Beschäftigten sicher sein konnten, dass ihre Daten ausschließlich zu legitimen, transparent 
kommunizierten und eng begrenzten Zwecken verarbeitet werden. Im Projektverlauf bestätigte sich, 
dass nachvollziehbare Datenschutzmaßnahmen die Bereitschaft zur aktiven Mitwirkung erhöhten und 
Befürchtungen vor verdeckter Kontrolle wirksam abbauten. 

Vor diesem Hintergrund wurde Datenschutz im Projekt systematisch als Qualitätsmerkmal des 
Gesamtsystems verankert. Leitend waren dabei insbesondere die Grundsätze der DSGVO, namentlich 
Zweckbindung, Datenminimierung, Richtigkeit, Speicherbegrenzung, Integrität, Vertraulichkeit und 
Rechenschaftspflicht. Diese Grundsätze wurden nicht abstrakt rezipiert, sondern in konkrete 
Gestaltungsanforderungen für Architektur, Prozesse und Verantwortlichkeiten übersetzt. Ein zentrales 
Resultat bestand darin, dass die Prinzipien „Privacy by Design“ und „Privacy by Default“ als tragende 
Konstruktionslogik der digitalen Job-Rotation operationalisiert werden konnten. Dies bedeutete, dass 
datenschutzrechtliche Anforderungen bereits in frühen Phasen der Konzeption in technische und 
organisatorische Entscheidungen einflossen und dass Systeme grundsätzlich so voreingestellt sein 
mussten, dass nur der für den jeweiligen Zweck erforderliche Mindestumfang personenbezogener 
Daten verarbeitet wird. Der Datenschutz wurde damit nicht als externe Schranke, sondern als integraler 
Bestandteil eines robusten und verantwortbaren Systemdesigns behandelt. 

In der technischen Ausgestaltung zeigte sich, dass eine datenschutzgerechte Architektur nur dann 
tragfähig ist, wenn Risiken primär durch Systemstruktur und Datenflüsse reduziert werden. Im Projekt 
wurde daher ein Ansatz verfolgt, bei dem Rohdaten, insbesondere aus sensorischen Quellen, möglichst 
früh lokal vorverarbeitet und auf belastungsrelevante Kennwerte reduziert wurden. Ziel dieser 
Datenverarbeitung war nicht die zentrale Verfügbarkeit detaillierter Einzelinformationen, sondern die 
Bereitstellung aggregierter und möglichst anonymisierter beziehungsweise pseudonymisierter 
Indikatoren, die für die Rotationsplanung und die arbeitsbezogene Belastungsbewertung ausreichten. 
Ein wesentliches Ergebnis war die Erkenntnis, dass die datenschutzkonforme Nutzbarkeit digitaler Job-
Rotation maßgeblich davon abhängt, ob der Personenbezug technisch konsequent begrenzt wird. 
Deshalb wurde eine Architektur mit strikter Trennung von Identitätsdaten und Analysedaten als 
sachgerechte Lösung herausgearbeitet. Identifizierende Informationen sollten in gesonderten, 
besonders geschützten Bereichen vorgehalten werden, während Auswertungs- und Planungsdaten nur 
unter Verwendung pseudonymer Token verarbeitet werden. Ergänzend wurden Mechanismen zur 
Begrenzung von Re-Identifikationsrisiken, etwa über Aggregationsschwellen und die Unterdrückung 
kleiner Gruppen, als notwendige Bestandteile eines datenschutzgerechten Auswertungskonzepts 
beschrieben. 

Eng verbunden damit war die präzise Zweckbestimmung der Datenverarbeitung. Im Projekt wurde 
herausgearbeitet, dass die rechtliche und praktische Legitimation digitaler Job-Rotation nur dann 
gewahrt bleibt, wenn die Verarbeitung strikt auf Rotationsplanung sowie Arbeits- und 
Gesundheitsschutz begrenzt wird. Eine Nutzung für Leistungs- oder Verhaltensbeurteilungen wurde 
deshalb sowohl organisatorisch ausgeschlossen als auch technisch unterbunden. Daraus ergab sich 
die Anforderung, Datenflüsse, Schnittstellen und Berechtigungskonzepte so auszugestalten, dass eine 
Zweckentfremdung erschwert oder verhindert wird. Ebenso wurde festgelegt, dass keine ausschließlich 
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automatisierten Entscheidungen mit Rechtswirkung oder vergleichbarer erheblicher Beeinträchtigung 
ohne menschliche Bewertung getroffen werden dürfen. Die im Projektkontext vorgesehenen 
Entscheidungsschritte mussten daher nachvollziehbar, dokumentiert und einer menschlichen 
Plausibilisierung zugänglich sein. Gerade in dieser Verknüpfung von technischer Architektur und 
rechtlicher Zweckbindung lag ein wesentlicher wissenschaftlicher und praktischer Ertrag des 
Teilvorhabens. 

Neben der Datenarchitektur wurden auch die flankierenden Sicherheitsmaßnahmen systematisch 
konkretisiert. Das Teilvorhaben zeigte, dass digitale Job-Rotation nur auf der Grundlage eines 
umfassenden Security-by-Design-Ansatzes verantwortbar ist. Dazu gehörten sichere 
Entwicklungsprozesse, die Einbindung von Bedrohungsanalysen und Code-Prüfungen, die 
Absicherung von Übertragungs- und Speichervorgängen durch Verschlüsselung, starke 
Authentifizierungsverfahren, rollenbasierte Zugriffsbeschränkungen, die Härtung von Systemen und die 
kontinuierliche Überprüfung sicherheitsrelevanter Komponenten. Von besonderer Bedeutung war dabei 
die Einsicht, dass datenschutzrechtliche Rechenschaftspflicht ohne belastbare technische 
Nachweisfähigkeit nicht eingelöst werden kann. Aus diesem Grund wurde die manipulationsresistente 
Protokollierung datenschutz- und sicherheitsrelevanter Ereignisse ebenso als notwendig angesehen 
wie die regelmäßige Überprüfung von Berechtigungen, die Dokumentation kritischer Änderungen und 
die Einrichtung von Monitoring- und Alarmierungsmechanismen. Zugleich wurde ein Lösch- und 
Speicherbegrenzungskonzept entwickelt, das unterschiedliche Datenkategorien, zweckbezogene 
Speicherfristen, ereignisbezogene Löschanlässe sowie dokumentierte Löschprozesse umfasst. Damit 
entstand ein Modell, in dem Datenverarbeitung nicht nur rechtmäßig initiiert, sondern auch zeitlich und 
funktional kontrolliert beendet werden konnte. 

Einen weiteren Schwerpunkt bildete die rechtliche und dokumentarische Fundierung der 
Datenverarbeitung. Im Projekt wurde für die einzelnen Verarbeitungsvorgänge geprüft, welche 
Rechtsgrundlagen einschlägig und tragfähig sein konnten. Hierzu gehörten je nach Konstellation 
Einwilligungen, Erforderlichkeit für das Beschäftigungsverhältnis, berechtigte Interessen sowie bei 
sensiblen Daten die zusätzlichen Anforderungen des Art. 9 DSGVO in Verbindung mit den 
einschlägigen nationalen Regelungen, insbesondere des Beschäftigtendatenschutzes nach dem 
BDSG. Ebenso wurde geklärt, wie die Rollenverteilung zwischen Verantwortlichen und 
Auftragsverarbeitern abzugrenzen ist und unter welchen Bedingungen gemeinsame Verantwortlichkeit 
in Betracht kommt. Auf dieser Grundlage wurden zentrale Dokumentationsinstrumente ausgearbeitet. 
Dazu zählten Verzeichnisse von Verarbeitungstätigkeiten, Risikoanalysen, Muster für 
Auftragsverarbeitungsverträge, differenzierte Löschkonzepte sowie standardisierte Prozesse zur 
Wahrnehmung von Betroffenenrechten. Von besonderer Bedeutung war die Entwicklung eines 
methodisch belastbaren Rahmens für Datenschutz-Folgenabschätzungen. Im Kontext digitaler Job-
Rotation erwiesen sich insbesondere Risiken der Überwachung, der Zweckentfremdung, der Re-
Identifikation, der Diskriminierung und des Datenmissbrauchs als relevant. Diese Risiken wurden nicht 
nur benannt, sondern systematisch mit geeigneten Gegenmaßnahmen verknüpft. Damit leistete das 
Teilvorhaben einen wesentlichen Beitrag zur Operationalisierung datenschutzrechtlicher Prüf- und 
Freigabeverfahren in einem arbeitswissenschaftlich geprägten Anwendungskontext. 

Ein weiteres wichtiges Ergebnis des Projekts war, dass Datenschutz im Beschäftigungskontext nicht 
isoliert vom Betriebsverfassungsrecht betrachtet werden kann. Zwar verfügten die beteiligten 
Unternehmen im konkreten Projektumfeld nicht über einen Betriebsrat, gleichwohl wurden mögliche 
betriebsverfassungsrechtliche Konfliktlagen systematisch analysiert, um einen übertragbaren Rechts- 
und Gestaltungsrahmen zu entwickeln. Dabei zeigte sich, dass die Einführung digitaler Job-Rotation 
eine Reihe mitbestimmungsrelevanter Tatbestände berühren kann, insbesondere wenn technische 
Einrichtungen eingesetzt werden, die geeignet sind, Verhalten oder Leistung der Beschäftigten zu 
erfassen, oder wenn rotationsbedingte Änderungen der Arbeitsorganisation, der Arbeitszeit oder der 
Belastungssituation auftreten. Ebenso relevant sind Fragen der Personalplanung, der Qualifizierung, 
des Gesundheitsschutzes und der Gleichbehandlung. Aus den Analysen ergab sich, dass eine 
frühzeitige und strukturierte Beteiligung betrieblicher Interessenvertretungen nicht lediglich der 
Konfliktvermeidung dient, sondern einen eigenständigen Beitrag zur Legitimation, Praxistauglichkeit und 
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sozialen Robustheit digitaler Rotationssysteme leisten kann. In diesem Zusammenhang wurde die 
Betriebsvereinbarung als zentrales Instrument herausgestellt, um Zwecke, Rollen, Datenflüsse, 
Löschfristen, Transparenzpflichten, Feedback- und Beschwerdewege sowie den Ausschluss 
unzulässiger Kontrollfunktionen verbindlich zu regeln. Der im Projekt entwickelte Rechtsrahmen weist 
deshalb über den konkreten Pilotkontext hinaus und schafft eine belastbare Grundlage für die 
Einführung entsprechender Systeme auch in mitbestimmten Betrieben. 

Ein zentrales Transferergebnis des Teilvorhabens war die Erstellung des Whitepapers „Datenschutz bei 
digitaler Job-Rotation“. Dieses Dokument bündelt die im Projekt gewonnenen Erkenntnisse und 
übersetzt sie in einen praxisorientierten Leitfaden für Verantwortliche in Unternehmen. Das Whitepaper 
stellt die datenschutzrechtlichen Anforderungen nicht isoliert dar, sondern verbindet sie mit technischen, 
organisatorischen und verfahrensbezogenen Umsetzungsoptionen. Dadurch schließt es die Lücke 
zwischen normativer Anforderung und betrieblicher Praxis. Es enthält ein Vorgehensmodell für die 
datenschutzkonforme Einführung digitaler Job-Rotation, erläutert die relevanten Rechtsgrundlagen, 
beschreibt Anforderungen an technische und organisatorische Maßnahmen und stellt Mustertexte sowie 
prozessuale Vorlagen bereit. Besonders hervorzuheben ist, dass das Whitepaper nicht allein auf das 
Projekt ProRotation zugeschnitten wurde, sondern auf eine Übertragbarkeit in andere 
Anwendungsfelder digitaler Personaleinsatz- und Rotationssysteme angelegt ist. Es richtet sich damit 
nicht nur an Datenschutzbeauftragte, sondern ebenso an Geschäftsführungen, 
Personalverantwortliche, IT-Verantwortliche und betriebliche Interessenvertretungen. Der praktische 
Nutzen des Dokuments liegt vor allem darin, den Implementierungsaufwand zu reduzieren, typische 
Fehlerquellen frühzeitig sichtbar zu machen und Unternehmen eine belastbare Blaupause für die 
rechtskonforme Gestaltung vergleichbarer Systeme zur Verfügung zu stellen. 

Die Qualitätssicherung des Teilvorhabens beschränkte sich nicht auf die Erstellung formaler 
Dokumente, sondern umfasste die fortlaufende Überprüfung von Konzepten, Spezifikationen und 
Umsetzungsständen im Projektverlauf. Datenschutzrechtliche Anforderungen wurden gegen definierte 
Abnahmekriterien gespiegelt und mit Blick auf ihre technische Realisierbarkeit, ihre organisatorische 
Tragfähigkeit und ihre kommunikative Vermittelbarkeit bewertet. Auf diese Weise entstand ein iterativer 
Lernprozess, in dem juristische Anforderungen, Softwaregestaltung und betriebliche 
Praxiserfordernisse miteinander verschränkt wurden. Als besonders wertvoll erwies sich hierbei der 
Umstand, dass datenschutzrechtliche und sicherheitsbezogene Anforderungen nicht nur abstrakt 
beschrieben, sondern in auditierbare Strukturen, Prüflisten und standardisierte Verfahren übersetzt 
wurden. Dies stärkte die Nachweisfähigkeit im Sinne der Rechenschaftspflicht und schuf zugleich die 
Grundlage für eine spätere Verstetigung der entwickelten Lösungen im operativen Betrieb. 

Zusammenfassend zeigte das Teilvorhaben der Kanzlei Krüger, dass der Erfolg digital unterstützter 
Job-Rotation maßgeblich davon abhängt, Datenschutz und gegebenenfalls Mitbestimmung nicht als 
nachgelagerte Restriktionen, sondern als konstitutive Gestaltungsprinzipien zu behandeln. Das Projekt 
konnte nachweisen, dass eine datenschutzkonforme Job-Rotation weder auf bloße formale 
Absicherung noch auf isolierte Einzelmaßnahmen reduziert werden darf. Erforderlich ist vielmehr ein 
integrierter Ansatz, der Rechtsgrundlagen, Systemarchitektur, Datenminimierung, Zugriffskontrolle, 
Transparenz, Betroffenenrechte, Löschkonzepte, Sicherheitsmaßnahmen, Verantwortlichkeits-
strukturen und kommunikative Vertrauensbildung miteinander verbindet. Mit dem entwickelten 
Datenschutzrahmen, den erarbeiteten Dokumentations- und Vertragsbausteinen, der methodischen 
Konkretisierung von Datenschutz-Folgenabschätzungen sowie dem Whitepaper als Transferinstrument 
liegt ein praxistaugliches und zugleich wissenschaftlich fundiertes Ergebnis vor. Dieses Ergebnis schafft 
nicht nur Rechtssicherheit für die im Projekt entwickelte Software und ihre spätere Einführung in 
Unternehmen, sondern liefert darüber hinaus einen übertragbaren Referenzrahmen für andere digital 
gestützte HR- und Arbeitsorganisationsprojekte, in denen sensible Beschäftigtendaten verarbeitet 
werden. In diesem Sinne hat das Teilvorhaben einen eigenständigen Beitrag dazu geleistet, die 
Digitalisierung der Arbeitsorganisation mit den Anforderungen des Beschäftigtendatenschutzes und 
einer verantwortbaren sozio-technischen Systemgestaltung systematisch zu verbinden. 
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II.5 Darstellung des während des Vorhabens bekannt gewordenen Fortschritts auf 
diesem Gebiet bei anderen Stellen 

Der wissenschaftlich-technische Fortschritt in allen projektrelevanten Teilgebieten wurde ausführlich 
von den Forschungspartnern analysiert und wird in deren Berichten beleuchtet. 

II.6 Voraussichtlicher Nutzen, insbesondere die Verwertbarkeit der Ergebnisse 
Die im Projekt ProRotation erarbeiteten datenschutzrechtlichen und organisatorischen Ergebnisse 
weisen eine klare Verwertungsperspektive auf, sowohl für die Kanzlei Krüger als auch für kleine und 
mittlere Unternehmen. Für die Kanzlei Krüger besteht der zentrale Verwertungsnutzen darin, die im 
Projekt entwickelte Expertise an der Schnittstelle von Datenschutz, Arbeitsorganisation, digitaler 
Personaleinsatzplanung und betrieblicher Mitbestimmung in ein eigenständiges, skalierbares 
Beratungsangebot zu überführen. Die im Projekt erarbeiteten Muster, Prüfpfade, Datenschutzkonzepte, 
Vertragsbausteine und das Whitepaper bilden hierfür eine belastbare Grundlage. Sie ermöglichen es, 
Unternehmen künftig nicht nur punktuell bei datenschutzrechtlichen Fragestellungen zu unterstützen, 
sondern integrierte Leistungen für die Einführung digitaler HR- und Shop-Floor-Systeme anzubieten. 
Daraus ergibt sich für die Kanzlei ein nachhaltiger Kompetenzaufbau in einem Themenfeld, dessen 
Bedeutung mit der fortschreitenden Digitalisierung der Arbeitswelt weiter zunehmen wird. 

Für KMU liegt die Verwertungsperspektive insbesondere in der unmittelbaren Übertragbarkeit der 
Projektergebnisse auf betriebliche Einführungs- und Umsetzungsprozesse. Gerade kleinere und 
mittlere Unternehmen verfügen häufig nicht über eigene spezialisierte Datenschutz-, IT-Sicherheits- 
oder Rechtsabteilungen und sind deshalb auf praxistaugliche, verständliche und ressourcenschonende 
Lösungen angewiesen. Die im Projekt entwickelten Konzepte schaffen hierfür eine realistische 
Blaupause. Sie helfen KMU dabei, digitale Job-Rotation oder vergleichbare datenbasierte Formen der 
Arbeitsorganisation rechtssicher, transparent und mitarbeiterorientiert einzuführen, ohne dafür zunächst 
umfangreiche Eigenentwicklungen leisten zu müssen. Besonders wertvoll ist dabei, dass die Ergebnisse 
nicht nur abstrakte rechtliche Anforderungen beschreiben, sondern konkrete Umsetzungswege 
aufzeigen, die sich an den realen personellen und organisatorischen Rahmenbedingungen 
mittelständischer Unternehmen orientieren. 

Über die unmittelbare Nutzung im Kontext von Job-Rotation hinaus besitzen die Ergebnisse auch eine 
breitere Verwertungsperspektive für die mittelständische Wirtschaft. Die entwickelten Ansätze zu 
Datenminimierung, Zweckbindung, Rollen- und Berechtigungskonzepten, Transparenz sowie zur 
datenschutzgerechten Einbindung von Beschäftigten lassen sich auf weitere Digitalisierungsprojekte im 
Personal- und Produktionsumfeld übertragen. Damit schaffen die Projektergebnisse nicht nur einen 
Nutzen für einzelne Pilotanwendungen, sondern einen allgemeinen Orientierungsrahmen für 
datenschutzkonforme betriebliche Innovationen. Insgesamt liegt die Verwertungsperspektive somit in 
der Verstetigung eines praxiserprobten, rechtssicheren und auf KMU zugeschnittenen 
Lösungsansatzes, der sowohl die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen als auch die Akzeptanz 
digitaler Systeme bei den Beschäftigten stärkt. 

II.7 Zusammenarbeit mit anderen Stellen außerhalb des Verbundprojektes 
Im Rahmen des Projekts erfolgte keine Zusammenarbeit der Kanzlei Krüger mit Dritten außerhalb des 
Projektkonsortiums. 

II.8 Veröffentlichungen, Vorträge Referate, etc. 
Seitens des Partners Kanzlei Krüger wurden keine Veröffentlichungen mit Erstautorschaft seitens eines 
Mitarbeiters veröffentlicht. Die Ergebnisse sind ausführlich im Tagungsbeitrag zum Projekt, 
federführend erstellt durch den Partner IAO sowie mehreren Whitepapern dargestellt. Diese Whitepaper 
sind finalisiert und wurden zur Verfügung gestellt. 
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